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A Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs.2 : 

 

Folgende Behörden wurden mit Schreiben vom 05.06.2014 an der Planung beteiligt: 

- Regierung von Unterfranken, Höhere Landesplanungsbehörde, Würzburg 

- Regierung von Unterfranken, Gewerbeaufsichtsamt, Würzburg 

- Regionaler Planungsverband Würzburg, Karlstadt 

- Landratsamt Kitzingen 

- Staatliches Vermessungsamt Kitzingen 

- Staatliches Bauamt Würzburg, Straßenbauamt 

- Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg, Würzburg 

- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Kitzingen 

- Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, Außenstelle Bamberg – Schloss Seehof, Memmels-
dorf 

- Autobahndirektion Nordbayern, Dienststelle Würzburg 

- Amt für Ländliche Entwicklung Unterfranken, Würzburg 

- Bayerische Staatsforsten, Außenstelle Wiesentheid 

- Kompetenzzentrum für Baumanagement, München 

- Regierung von Mittelfranken, Luftamt Nordbayern, Nürnberg 

- Regierung von Oberfranken, Bergamt Nordbayern, Bayreuth 

- N-Ergie, Nürnberg 

- Licht-, Kraft- und Wasserwerke Kitzingen 

- Gasversorgung Unterfranken, Würzburg 

- Deutsche Telekom AG , T-Com TI NL Süd, FTI 14, Würzburg 

- Stadtheimatpfleger, Herr Bilz, Kitzingen 

- FFW Kitzingen, Herr Feuerwehrkommandant Scherer, Kitzingen 

- Stadt Kitzingen, Sachgebiet 60 / Bauverwaltung 

- Stadt Kitzingen, Sachgebiet 63 / Tiefbau 

- Stadt Kitzingen, Amt 3 / Rechts- und Ordnungsamt 

- Markt Großlangheim 

- Markt Schwarzach 

- Gemeinde Albertshofen 

- Bayerischer Landesjagdverband, Feldkirchen 

- Bund Naturschutz in Bayern e.V., Kreisverband Kitzingen 

- Landesbund für Vogelschutz, Bezirksstelle Unterfranken, Veitshöchheim für Landesbund für Vo-
gelschutz, Hilpoltstein 

 

Keine Äußerung innerhalb der gesetzten Frist (11.07.2014): 

Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden beteiligt und machten von ihrem 
Recht, sich zur Planung zu äußern keinen Gebrauch, so dass davon ausgegangen werden kann, dass 
wahrzunehmende öffentliche Belange der jeweiligen Institution nicht berührt werden: 

- Staatliches Vermessungsamt Kitzingen 

- Bayerische Staatsforsten, Außenstelle Wiesentheid 
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- Kompetenzzentrum für Baumanagement, München 

- Stadtheimatpfleger, Herr Bilz, Kitzingen 

- Stadt Kitzingen, Sachgebiet 60 / Bauverwaltung 

- Stadt Kitzingen, Sachgebiet 63 / Tiefbau 

- Stadt Kitzingen, Amt 3 / Rechts- und Ordnungsamt 

- Markt Großlangheim 

- Markt Schwarzach 

- Gemeinde Albertshofen 

- Bayerischer Landesjagdverband, Feldkirchen 

 

Keine Anregungen und Hinweise: 

Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden benachrichtigt und äußerten 
sich einverstanden mit der Planung bzw. nahmen die Planung ohne Anregungen und Hinweise zur 
Kenntnis, so dass davon ausgegangen werden kann, dass wahrzunehmende öffentliche Belange der 
jeweiligen Institution nicht berührt werden: 

- Regierung von Unterfranken, Höhere Landesplanungsbehörde, Würzburg 

- Regionaler Planungsverband Würzburg, Karlstadt 

- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Kitzingen 

- Autobahndirektion Nordbayern, Dienststelle Würzburg 

- Amt für Ländliche Entwicklung Unterfranken, Würzburg 

- Regierung von Mittelfranken, Luftamt Nordbayern, Nürnberg 

- N-Ergie, Nürnberg 

- Bayernwerk für Gasversorgung Unterfranken, Würzburg 

 

Anregungen und Hinweise: 

Folgende Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben Anregungen und Hinweise vor-
gebracht: 

1. Regierung von Unterfranken, Gewerbeaufsichtsamt, Würzburg 

2. Landratsamt Kitzingen 

3. Staatliches Bauamt Würzburg, Straßenbauamt 

4. Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg, Würzburg 

5. Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, Außenstelle Bamberg – Schloss Seehof, Memmels-
dorf 

6. Regierung von Oberfranken, Bergamt Nordbayern, Bayreuth 

7. Licht-, Kraft- und Wasserwerke Kitzingen 

8. Deutsche Telekom AG , T-Com TI NL Süd, FTI 14, Würzburg 

9. FFW Kitzingen, Herr Feuerwehrkommandant Scherer, Kitzingen 

10. Landesbund für Vogelschutz, Bezirksstelle Unterfranken, Veitshöchheim für Landesbund für Vo-
gelschutz, Hilpoltstein 

11. Bund Naturschutz in Bayern e.V., Kreisverband Kitzingen 
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Zusammenfassung der eingegangene Hinweise, Anregungen, Informationen 

 

Anregung Abwägung 

1. Regierung von Unterfranken, Gewerbeaufsichtsamt, Würzburg vom 16.09.2014 

Die Errichtung und der Betrieb der Munitionsbun-
ker durch die US-Streitkräfte unterlag nicht dem 
Gesetz über explosionsgefährliche Stoffe - 
Sprengstoffgesetz (SprengG). 

Bei einer zivilen Nutzung der Munitionsbunker als 
Lager für explosionsgefährliche Stoffe sind die 
Vorschriften des Sprengstoffgesetzes, der Ersten 
und Zweiten Verordnung zum Sprengstoffgesetz 
sowie die Bestimmungen der einschlägigen 
Sprengstofflagerrichtlinien einzuhalten. Darüber 
hinaus sind natürlich noch weitere Rechtsvor-
schriften, deren Belange betroffen sind, einzuhal-
ten. Abgesehen von geringfügigen Kleinmengen 
bedürfen die Errichtung und der Betrieb eines 
Lagers für explosionsgefährliche Stoffe von klei-
ner 10 Tonnen der Genehmigung nach § 17 des 
SprengG durch das Gewerbeaufsichtsamt bei der 
Regierung von Unterfranken. 

Die Lagerung ab 10 Tonnen explosionsgefährli-
cher Stoffe fällt unter Nr. 9.3 des Anhangs 1 
i.V.m. Nr. 30 des Anhangs 2 zur Vierten Verord-
nung zur Durchführung des Bundes-
lmmissionsschutzgesetzes - 4. BlmSchV. Zu-
ständige Genehmigungsbehörde ist in diesem 
Fall das Landratsamt. 

ln Abhängigkeit der Gefährlichkeit (Lagergruppe 
bzw. Gefahrenunterklasse) der explosionsgefähr-
lichen Stoffe sind hier gegebenenfalls ab einer 
Lagermenge von 10 Tonnen auch die Bestim-
mungen der Zwölften Verordnung zur Durchfüh-
rung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes 
(Störfall-Verordnung - 12. BImSchV) einschlägig. 

 

Der Hinweis zur Einhaltung der Vorschriften des 
Sprengstoffgesetzes und der Verordnungen des 
Sprengstoffgesetzes sowie einschlägiger 
Sprengstofflagerrichtlinien wird zur Kenntnis ge-
nommen. Im Rahmen des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans wird eine Lagernutzung festge-
setzt. Die Einlagerung von explosionsgefährden-
den Stoffen ist hierbei eine mögliche Nutzung für 
die dann gegebenenfalls durch den Nutzer (Mie-
ter von Lagerflächen) in Abhängigkeit z.B. von 
der Menge und der Gefahrenklasse des Lagergu-
tes eine entsprechende Zulassung zu beantragen 
ist.  

Hierzu wird folgender textlicher Hinweis in den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan aufgenom-
men: 

„Bei der Lagerung von explosionsgefährlichen 
Stoffen sind die Vorschriften des Sprengstoffge-
setzes, der Ersten und Zweiten Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz sowie die Bestimmungen der 
einschlägigen Sprengstofflagerrichtlinien einzu-
halten. 

Abgesehen von geringfügigen Kleinmengen be-
dürfen die Errichtung und der Betrieb eines La-
gers für explosionsgefährliche Stoffe von kleiner 
10 Tonnen der Genehmigung nach § 17 
SprengG durch das Gewerbeaufsichtsamt bei der 
Regierung von Unterfranken.  

Die Lagerung ab 10 Tonnen explosionsgefährli-
cher Stoffe fällt unter Nr. 9.3 des Anhangs 1 
i.V.m. Nr. 30 des Anhangs 2 zur Vierten Verord-
nung zur Durchführung des Bundes-
lmmissionsschutzgesetzes - 4. BlmSchV. Zu-
ständige Genehmigungsbehörde ist in diesem 
Fall das Landratsamt. 

ln Abhängigkeit der Gefährlichkeit (Lagergruppe 
bzw. Gefahrenunterklasse) der explosionsgefähr-
lichen Stoffe sind hier gegebenenfalls ab einer 
Lagermenge von 10 Tonnen auch die Bestim-
mungen der Zwölften Verordnung zur Durchfüh-
rung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes 
(Störfall-Verordnung - 12. BImSchV) einschlägig.“ 

 

2. Landratsamt Kitzingen vom 08.07.2014 

Kreisbrandrat 

Aus fachlicher Sicht keine Anmerkung. Die Prü-
fung sollte durch die FFW Kitzingen, Herrn Sche-
rer, erfolgen. 

 

Zu Kreisbrandrat 

Die FFW Kitzingen, Herr Scherer wurde an dem 
Verfahren beteiligt. In der Stellungnahme vom 
04.07.2014 wurde lediglich die zu gewährleisten-
de Zufahrtsmöglichkeit von Einsatzfahrzeugen 
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Anregung Abwägung 

 

 

 

 
 

 

 

Öffentliche Sicherheit, Bodenschutz 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind 
keine bodenschutzrechtlichen Maßnahmen not-
wendig. 

 

Gesundheitsamt 

Aus umwelthygienischer Sicht keine Einwände 
gegen das Vorhaben. 

Begründungen: 

1. Nach eingehender Prüfung ist festzustellen, 
dass in dem Gebiet keine Trinkwasser-
schutzgebiete anzutreffen sind. 

2. Hinweise auf Beeinträchtigungen (zur Zeit 
der Nutzung als Munitionslager) sind uns 
aus der Vergangenheit nicht bekannt. 

Anmerkung: 

Wir weisen ausdrücklich auf Punkt 12 der Be-
gründung des Vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans Nr. V. 100 „Klosterforst“ hin. Aufgrund der 
momentanen Nutzungsbedingungen ist eine An-
bindung an die öffentliche Trinkwasserversor-
gung und Abwasserentsorgung derzeit nicht er-
forderlich. Für den Fall, dass zukünftig auf dem 
Areal Arbeitsplätze mit Dienst- und Aufenthalts-
räumen geschaffen werden, ist die Wasserver-
sorgung und Abwasserbeseitigung sicher zu 
stellen. 

 

Untere Naturschutzbehörde 

Aus naturschutzfachlicher Sicht kann das Vorha-
ben grundsätzlich mitgetragen werden. Deshalb 
wird hier der Einfachheit halber die 35. Änderung 
zum Flächennutzungsplan der Stadt Kitzingen im 
Grundsatz befürwortet. Es wird hier im Bebau-
ungsplanverfahren zum Bebauungsplan Nr. V. 
100 „Klosterforst“ Stellung genommen.  

Beschreibung des Vorhabens sowie vorgelegte 
Unterlagen: 

Das Vorhaben wurde der unteren Naturschutz-
behörde schon einmal vorgelegt. Die Planung hat 
sich jedoch deutlich verändert. Die ursprünglich 
vorgesehene Photovoltaikanlage ist nicht mehr 

sowie Straßen- und Wendemaße benannt. Wei-
terhin wurde auf den Nachweis der Füllmenge 
der Löschwasserzisterne sowie einen ausrei-
chenden Sicherheitsabstand derer zu den Bun-
keranlagen und die Erstellung eines Einsatzpla-
nes hingewiesen. Zudem wurde auf die Behand-
lung von Löschwasser (Löschwasserrückhaltung) 
hingewiesen.  
 

 
Zu Öffentliche Sicherheit, Bodenschutz 

Der Hinweis, dass keine bodenschutzrechtlichen 
Maßnahmen im Geltungsbereich erforderlich 
sind, wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zu Gesundheitsamt 

Der Hinweis, dass aus umwelthygienischer Sicht 
keine Einwände gegen das Vorhaben bestehen, 
wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Zu Untere Naturschutzbehörde 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Einlagerung von Pyrotechnik ist eine mögli-
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Anregung Abwägung 

vorgesehen. Nun bildet die Lagerung pyrotechni-
scher Produkte den Schwerpunkt.  

Es liegen ein ausgearbeiteter Entwurf mit Be-
gründung und Umweltbericht, textliche Festset-
zungen jeweils vom 22.05.2014 und eine FFH-
Vorprüfung und eine saP mit Stand 23.01.2014 
vor. Die Begründung mit Umweltbericht ist aus-
führlich und für eine naturschutzfachliche und –
rechtliche Einschätzung erforderlich.   

Es wurden Vermeidungs- und Minimierungsmaß-
nahmen ausgearbeitet, die unbedingt einzuhalten 
bzw. umzusetzen sind (insb. Umweltbericht Pkt. 
5. ab Seite 13), und innerhalb des Baugebietes 
eine Ausgleichsfläche von 0,044ha errechnet 
(wertmäßiger Ausgleich Faktor 1,5 = 0,3ha tat-
sächliche Fläche) und festgesetzt.  

Trotz allem ergeben sich noch einige Fragen, die 
in der Vergangenheit und im Verfahren noch 
nicht richtig durchleuchtet bzw. dargestellt oder 
ausgearbeitet wurden.  

Deshalb kann das Verfahren bzw. die künftige 
Nutzung nur mitgetragen werden, wenn zusätz-
lich folgende naturschutzfachlichen und -
rechtlichen Belange berücksichtigt werden: 

- Durch das Befahren der Zufahrtsstraße 
(Flur-Nr. 5/8) entsteht zusätzlicher Verkehr 
und damit werden zusätzliche Störungen für 
den erholungssuchenden Menschen (Erho-
lungswald!) und für viele Tierarten in Kauf 
genommen. Es ist dafür Sorge zu tragen, 
dass der Verkehr nicht über Gebühr zu-
nimmt. Es dürfen durchschnittlich nicht mehr 
als 10 Fahrzeuge pro Tag die Zufahrtsstraße 
erlaubter Weise nutzen. Deshalb darf die 
Straße nicht für den öffentlichen Verkehr frei 
gegeben werden (Beibehaltung des Ver-
kehrsschildes 250). Und die Zufahrt darf nur 
über die westliche Spange erfolgen. Wenn 
für wandernde Amphibien und Reptilien bei 
der Überquerung der Straße eine Gefähr-
dung eintreten kann, sind zusätzliche 
Schutzmaßnahmen (Amphibienschutzzaun 
etc.) erforderlich. Unmittelbar östlich des 
Abzweiges der Zufahrt zum ehemaligen Mu-
nitionsdepot von der Panzerstraße ist diese 
durch eine abschließbare Schranke zu sper-
ren. Die Addition von geplantem legalen 
Verkehr zum jetzigen legalen und illegalen 
könnte zu einer signifikanten Erhöhung des 
Tötungsrisikos führen, auch wenn dies in 
den Unterlagen so nicht gesehen wird. Es 
wird aber auch nur der absolute Wert der 
zusätzlichen Fahrten genannt und  nicht 
überlegt, ob dadurch eine Schwellenüber-
schreitung erfolgen kann. 

- Die Zufahrtsstraße darf nicht ausgebaut 

che Nutzung der Lager aber nicht explizit geplant 
und nicht Schwerpunkt der Nutzung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Die Zufahrtsstraße befindet sich im Eigentum des 
Freistaates Bayern und steht als öffentliche Ver-
kehrsverbindung nicht zu Verfügung. 
 
Zur Erschließung der geplanten Lagernutzungen 
im Bereich der bestehenden Bunkeranlagen wer-
den den zukünftigen Nutzern lediglich Fahrt- und 
Gehrechte auf der vorhandenen Privatstraße von 
der Schwarzacher Straße bis zur Zufahrt zu den 
Bunkeranlagen eingeräumt. Eine Öffnung der 
„Panzerstraße“ für den öffentlichen Verkehr ist 
nicht beabsichtigt und nicht Inhalt des Bebau-
ungsplans (Festsetzung der bestehenden Fahr-
bahn als private Verkehrsfläche). 
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Anregung Abwägung 

werden. Eine Verbesserung der Fahrbahn-
decke etc. würde erhöhte Geschwindigkei-
ten ermöglichen und deshalb die Gefahr der 
Tötung für Tierarten erhöhen. Es wären er-
hebliche Sicherungs- und Schutzmaßnah-
men für wandernde Tierarten erforderlich. 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich die 
Straße im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet 
befindet und hier die Belange des Natur-
schutzes vorrangig zu beachten sind.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ein Ausbau der Zufahrtstraße ist für die geplante 
Lagernutzung nicht erforderlich und nicht vorge-
sehen; im Bebauungsplan ist lediglich die beste-
hende Fahrbahn als private Verkehrsfläche fest-
gesetzt und mit einem Fahr- und Gehrecht be-
legt. Zudem obliegen bauliche Maßnahmen an 
der Zufahrtsstraße dem Eigentümer der Straße 
und sind nicht Regelungsinhalt des Vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans. 

Demnach können zusätzliche bau- und anlage-
bedingte Zerschneidungswirkungen zwischen 
Lebensraumkomplexen beidseits der Fahrbahn 
ausgeschlossen werden. 

Mit der Beschränkung der zulässigen Nutzung 
auf die Lagernutzungen in den bestehenden 
Bunkeranlagen ohne Publikumsverkehr ist die 
angenommene betriebsbedingte Erhöhung des 
Verkehrsaufkommens von weniger als 10 Fahr-
zeugen pro Tag als realistisch zu bewerten. 

Auf der Basis der aktuellen Rechtsprechung er-
fasst das Tötungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG verkehrsbedingte Tierverluste infolge 
von Straßenbaumaßnahmen, wenn sich das 
Kollisionsrisiko für Exemplare betroffener Arten 
(hier Amphibien) in signifikante Weise erhöht. 
Umstände, die für die Beurteilung der Signifikanz 
eine Rolle spielen, sind z.B. spezifische Verhal-
tensweisen der Arten und eine häufige Frequen-
tierung des durchschnittenen Raums.  

Insofern ist durch die nur geringfügige Zunahme 
der bisher auch nur gering frequentierten, weil für 
den öffentlichen Verkehr gesperrten, Privatstraße 
für die dort nicht regelmäßig sondern nur zu be-
stimmten Jahreszeiten ggf. zwischen Teillebens-
räumen wandernden und ggf. querenden Amphi-
bien eine signifikante Erhöhung des verkehrsbe-
dingten Tötungsrisikos durch max.10 zusätzliche 
Fahrzeuge am Tag nicht nachvollziehbar zu be-
gründen. 

Eine mögliche Überschreitung einer fachlich für 
nicht klassifizierte schwach frequentierte Straßen 
nicht definierten, aus der Literatur nicht ableitba-
ren „Erheblichkeitsschwelle“ durch betriebsbe-
dingte Summationswirkungen kann hier aufgrund 
der Unzulässigkeit des bisherigen Fahrverkehrs 
und unter Bezugnahme auf das Verursacherprin-
zip nicht ursächlich als Auswirkung der geplanten 
Nutzungen im Rahmen des BPlan-Verfahrens 
bewertet werden. Es gibt auch keine Erkenntnis-
se darüber, dass der bisherige Verkehr die Er-
heblichkeitsschwelle überschreitet. 

Eine Verpflichtung zur Aufnahme der seitens der 
Naturschutzbehörde geforderten Schutzmaß-
nahmen entlang der Zufahrtsstraße ergibt sich 
demnach für den Träger des Verfahrens nicht.  
Unabhängig davon sind im Bereich der Bauflä-
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- Auf dem Gelände des neuen „Sondergebie-
tes Lager“ darf in der Nacht keine Dauerbe-
leuchtung stattfinden, auch nicht mit insek-
tenfreundlichen Leuchtmitteln, die sowieso 
obligatorisch sind. In der Nacht sind besten-
falls Bewegungsmelder zulässig. Eine Aus-
nahme ist dann gegeben, wenn auf dem Ge-
lände gearbeitet wird.  
 

 
 
 

- Für das „Lager“ ist lediglich eine Nutzfläche 
von 2,38 ha vorgesehen. Die „Restfläche“ 
besteht im Wesentlichen aus Wald (7,59 
ha). Für die im Bebauungsplan dargestellte 
Waldfläche gilt, dass Veränderungen  jegli-
cher Art (durch bauliche Veränderungen, 
Abgrabungen, Aufschüttungen, Ablagerun-
gen, Grabenräumungen, Wegebau, etc. 
pp.)  nur in Abstimmung mit der unteren Na-
turschutzbehörde zulässig sind, da neue 
Eingriffe einen zusätzlichen Ausgleich erfor-
dern. In geschützte Lebensräume bzw. 
Pflanzenbestände (Heide, Hochstauden, 
Sandrasen etc.) darf nicht eingegriffen wer-
den. Für das Gelände ist ein Mulchverbot 
auszusprechen (Ausnahme: Bankette und 
unmittelbar vor dem Verwaltungsgebäude).  
 
 

 

 

 

 

 

 

- Die Nutzung des Waldes hat sich an natur-
schutzfachlichen Erfordernissen und Vorga-
ben zu orientieren. Es sind die Fachvorga-
ben für das FFH- und Vogelschutzgebiet zu 
beachten (siehe auch Begründung B. 1. Sei-
te 9). Dies insb. hinsichtlich Vorkommen von 
Höhlen- bzw. allg. von Biotopbäumen, die zu 

chen und im Rahmen möglicher Baumaßnahmen 
Schutzmaßnahmen für Amphibien und Reptilien 
in Ziff. 8.2.4 festgesetzt. 

Die geforderten verkehrs- und ordnungsrechtli-
chen Regelungen (Beschrankung, Sperrung, 
Beschilderung) sind räumlich (außerhalb des 
Geltungsbereichs) als auch inhaltlich nicht im 
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zu re-
geln. 

 
Die Beleuchtung ist mit der Festsetzung „auf das 
für die Nutzung erforderliche Maß“ hinreichend 
eingeschränkt.  
 
Nutzungsbedingt ist - abgesehen von einer evtl. 
jahreszeitlich erforderlichen Beleuchtung bei 
Aktivitäten in den Morgen- und Abendstunden - 
eine Beleuchtung in der Regel nicht notwendig. 
Eine ständige nächtliche Beleuchtung des ge-
samten Areals ist demnach - wie befürchtet - 
nicht zu erwarten.  

 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes 
bleiben die gesetzlichen Vorgaben des Waldge-
setzes und der Naturschutzgesetze unberührt. 

Der Waldbestand ist als Fläche für Wald nach § 9 
Abs. 1 Nr. 18 b BauGB festgesetzt und unterliegt 
damit waldrechtlichen Regelungen. Darüber hin-
aus sind naturschutzfachliche Vorgaben aus 
Bewirtschaftungsplänen oder Managementplä-
nen für das FFH-Gebiet auch im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans zu beachten. 
 
Bauliche Eingriffe und Rodungen in den festge-
setzten Waldflächen sind unzulässig und nicht 
beabsichtigt; der Erhalt des Waldbestandes ist 
mit Ziff. 6 der textlichen Festsetzungen verbind-
lich verankert; er ist fachgerecht zu unterhalten 
und zu bewirtschaften. Dies beinhaltet die Be-
rücksichtigung sowohl waldwirtschaftlicher als 
auch naturschutzfachlicher Vorgaben einschließ-
lich fachlicher Standards der Waldpflege, wie z.B. 
den Erhalt von Höhlen- und Biotopbäumen. 

Darüber hinausgehende Regelungen sind im 
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens nicht 
veranlasst. 

 

Weitergehende Festsetzungen durch Planzei-
chen und Text verpflichten zu Erhalt und fachge-
rechter Pflege der mageren Wiesen und Saum-
gesellschaften (Erhaltungsgebot, Pflegehinweise, 
Entfernung von Mähgut; Ziff. 7). Mit den getroffe-
nen Festsetzungen zur fachgerechten Pflege in 
Ziff. 6, 7 und 8.1 ist ein Mulchen bereits ausge-
schlossen. Zur Klarstellung wird ein „Mulchver-
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erhalten sind. Bei Durchforstungen sind je-
weils mind. die 10 ältesten Bäume incl. Höh-
len- und Biotopbäume pro Hektar Waldflä-
che stehen zu lassen.  

- Sollten Eingriffe durch Kampfmittelräumun-
gen oder / und durch die Räumung von Kon-
taminierungen  erforderlich werden, sind die 
Eingriffe vor Baubeginn zu bewerten und 
auszugleichen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

- Auf der Ausgleichsfläche ist zur weiteren 
Aufwertung ein Steinhaufen (10 t Wasser-
bausteine, Kantenlänge ca. 15 cm bis 20 cm 
x 25 cm bis 40 cm, und Schroppen aus Mu-
schelkalk), teilweise in die Erde vertieft, 
nach Anleitung der unteren Naturschutzbe-
hörde, vorzusehen. Nur so kann dort der 
Faktor von 1,5 auch tatsächlich erreicht 
werden, da nicht klar ist, ob sich dort tat-
sächlich auch ein Sandmagerrasen entwi-
ckeln kann.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

bot“ in Ziff. 7 und 8.1 explizit aufgenommen. 

Insofern sind sowohl waldrechtliche als auch 
naturschutzfachliche Belange hinreichend be-
rücksichtigt. Von weitergehenden Regelungen 
wird abgesehen. 

Im Zusammenhang mit der geplanten Nutzung 
sind evtl. Bodeneingriffe infolge einer Kampfmit-
telräumung oder Beseitigung von Altlasten, nur 
im Bereich bestehender Verkehrsflächen 
(Kampfmittelverdacht im Bereich der Zufahrts-
straße) oder innerhalb von festgesetzten Bauflä-
chen notwendig, so dass sich daraus keine zu-
sätzlich zu bewertenden Beeinträchtigungen von 
Naturhaushalt und Landschaftsbild ergeben. 

Die in Verbindung mit der Aufstellung des Be-
bauungsplans anhand einschlägiger Leitfäden 
vorgenommene Bewertung und Bilanzierung des 
Eingriffs mit Ermittlung des Ausgleichsbedarfs ist 
daher abschließend und durch die getroffenen 
Festsetzungen des Bebauungsplans hinreichend 
geregelt. Darüber hinausgehende Ausgleichser-
fordernisse sind nicht begründbar.  

 
Der Ausgleichsflächenbedarf wurde korrekt nach 
den Vorgaben des Leitfadens (bayerischer Leit-
faden zur Eingriffsregelung in der Bauleitplanung) 
abgearbeitet. Aufgrund der geogenen und klima-
tischen Situation auf der vorgesehenen Aus-
gleichsfläche und den unmittelbar angrenzenden 
mageren Wiesen mit entsprechendem Genpo-
tenzial ist davon auszugehen, dass sich aus dem 
Ausgangszustand Asphaltdecke (Kategorie ge-
ringe Bedeutung) durch aufwendige Entsiegelung 
und Ansaat oder auch Sukzession in ca. zwei bis 
fünf Jahren eine Sandmagerrasengesellschaft 
(Kategorie hohe Bedeutung) entwickelt (vgl. LfU, 
Entwicklungszeiträume von Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen). Das bedeutet eine Aufwertung 
um zwei naturschutzfachliche Wertkategorien 
und rechtfertigt den Ansatz eines Flächenfaktors 
von mind. 1,5 (vertretbar wäre sogar ein Faktor 
bis 2,0). Insofern sind Festsetzungen zusätzlicher 
Maßnahmen, wie die geforderte Aufwertung 
durch Steinhaufen auf der Ausgleichsfläche nicht 
angezeigt, zumal sie aus fachlicher Sicht nicht 
zur Optimierung des Entwicklungsziels „magere 
Wiesengesellschaft“ beitragen. 

Ggf. können als freiwillige und zusätzliche Maß-
nahme in Absprache zwischen Vorhabenträger 
und Naturschutzbehörde geeignete Bestandteile 
der bei der Entsiegelung anfallenden Parkplatz-
deckschicht auf der Fläche als steinerne Habi-
tatstrukturen zur Strukturanreicherung und zu-
sätzlichen Verbesserung des Lebensraumange-
bots belassen werden. Eine ergänzende Festset-
zung dieser zusätzlichen Maßnahme ist jedoch 
nicht geboten. 
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- Bemerkung zum Artenschutz: Es ist ein Irr-
glaube, dass Amphibien oder Reptilien bei 
„warmer Witterung“ (siehe saP Seite 10, Pkt. 
2.2 zu „konfliktvermeidende Maßnahmen“) 
vor Baumaschinen davonlaufen. Diese Tiere 
verstecken sich bei heißem Wetter und blei-
ben auch dort, wenn Baumaschinen anrü-
cken. Sollte wirklich in solche Habitate ein-
gegriffen werden müssen, sind die „verdäch-
tigen“ Strukturen (Holz- und Reisighaufen, 
Steinhaufen, Steinplatten etc.) auf Vorkom-
men von Amphibien und Reptilien zu unter-
suchen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Fachkundige Stelle für Wasserwirtschaft 

Auch in dieser Fassung des Bebauungsplans ist 
vorgesehen, nur die Bunker als Lager zu nutzen. 
Nur eine neue Halle im Eingangsbereich wäre 
zulässig. Die Wasserver- und Abwasserentsor-
gung sind nicht vorgesehen.  

Wie schon ausgeführt sollte ausdrücklich im Be-

Im Zusammenhang mit der aus dem Natur-
schutzrecht abzuleitenden Dokumentationspflicht 
für die frist- und sachgerechte Durchführung der 
Vermeidungs- sowie der festgesetzten Aus-
gleichsmaßnahmen (vgl. textlicher Hinweis Ziff. 
3) wird die Naturschutzbehörde über die Umset-
zung der Maßnahmen informiert. 

 
Die Annahme, dass auch Amphibien und Repti-
lien bei Gefahr (Lärm, Erschütterung) ver-
scheucht werden und flüchten, ist in der Fachdis-
kussion anerkannt. Der Begriff „warme Witterung“ 
umschreibt die Mobilitätszeiten, in der die Tiere 
beweglich sind, d.h. bei Gefahr flüchten können, 
insbesondere nicht sich im Stadium von bewe-
gungsunfähigen Entwicklungsstadien oder des 
Winterschlafs befinden.  

 
Da sich im einzigen relevanten direkten Eingriffs-
bereich (Baufeld am Verwaltungsgebäude) keine 
geeigneten Habitatstrukturen für Amphibien und 
keine der genannten „verdächtigen“ Habitatstruk-
turen (Holz- oder Reisighaufen, Steinhaufen oder 
-platten) für Reptilien befinden, hat die festge-
setzte konfliktvermeidenden Maßnahme zur Bau-
zeitenbeschränkung für das Abschieben von 
Oberboden (s. Ziff. 8.2.2) lediglich allgemein 
vorsorgenden Charakter. Insofern wird von der  
Festsetzung weitergehender Maßnahmen abge-
sehen. 

Insbesondere in Verbindung mit dem festgesetz-
ten Erhaltungsgebot für die wesentlichen als 
Lebensraumstrukturen für entsprechende Arten 
(Reptilien, Amphibien) relevanten Bereiche (vgl. 
textl. Festsetzungen Ziff. 7) können Beeinträchti-
gungen der genannten Artengruppen und eine 
Verschlechterung des Erhaltungszustandes po-
tenziell vorhandener Populationen im Geltungs-
bereich ausgeschlossen werden.  

Es wird ergänzend ein textlicher Hinweis auf die 
Dokumentationspflicht nach § 17 Abs. 7 Satz 2 
BNatSchG gegenüber den Naturschutzbehörden 
aufgenommen: 
„Die frist- und sachgerechte Durchführung der 
Vermeidungs- sowie der festgesetzten Aus-
gleichsmaßnahmen ist zu dokumentieren (§ 17 
Abs. 7 Satz 2 BNatSchG).“ 

 

Zu Fachkundige Stelle für Wasserwirtschaft 

Gemäß Ziffer 1 der textlichen Festsetzungen ist 
die bauliche Nutzung auf Lagernutzung be-
schränkt. Weiterhin sind innerhalb der Baugren-
zen neben den der Lagerung dienenden Bauten 
lediglich technisch erforderlichen Nebenanlagen 
(z.B. Gerätelager, Zisterne / Löschwasser) zuläs-
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bauungsplan festgelegt werden, dass nur Nut-
zungen zulässig sind, die keiner Wasserver- und 
Abwasserentsorgung bedürfen (sofern dies 
grundsätzlich für einen BP zulässig ist). 

Das Niederschlagswasser des Hallendachs (< 
1.000 m²) ist entsprechend der Niederschlags-
wasserfreistellungsverordnung zu versickern. 

 

 

sig. Diese Nutzungen bedürfen keiner Wasser-
ver- und Abwasserentsorgung. Weitere bauliche 
Nutzungen sind nicht zulässig. Somit wird mit 
den getroffenen Festsetzungen in einem ausrei-
chenden Maß sichergestellt, dass nur Nutzungen 
zulässig sind, die keine Wasserver- und Abwas-
serentsorgung bedürfen. Da die Bunkeranlagen 
von Erde überdeckt sind, verfügen diese über 
keine Regenwasserentsorgung. 

Durch das Vorhaben wird die naturnahe Regen-
bewirtschaftung nicht verändert. Weiterhin kann 
das Niederschlagswasser wie bisher breitflächig 
im Untergrund versickern. 

 

3. Staatliches Bauamt, Würzburg, vom 27.06.2014 

Wir weisen auf unsere bisherigen Stellungnah-
men S32-46220-20372 und 20372-01. Weitere 
Auflagen werden nicht gestellt. 

Stellungnahme S32-46220-20372 vom 
10.01.2013: 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir stimmen unter folgender Bedingung zu: 

Verkehrliche Erschließung 

Nach der letzten Straßenverkehrszählung 2010 
ergaben sich folgende DTV-Werte (DTV = durch-
schnittl. tägl. Verkehrsmenge aller Tage des Jah-
res), je in Ktz/24 h: 

 

Personenverkehr  8979 

Güterverkehr   1353 

Motorisierter Gesamtverkehr 10332 

 

Zum Bebauungsplanverfahren ist von der Stadt 
ein Verkehrsgutachten für den bestehenden Kno-
tenpunkt St 2271 / Privatweg beizugeben. lm 
Verkehrsgutachten sind auch die Abmessungen 
der bestehenden Linksabbiegespur zu untersu-
chen. Das Verkehrsgutachten muss sich auf ak-
tuelle Verkehrszahlen stützen. Für die Leistungs-
fähigkeitsberechnung im Verkehrsgutachten ist 
der derzeitige lstzustand, der folgende Zustand 
mit vorliegender Baugebietserweiterung bzw. der 
Zustand mit Prognosehorizont des Jahres 2025 
anzusetzen. Die Folgerungen aus dem Ver-
kehrsgutachten müssen im Bebauungsplan be-
rücksichtigt werden. 

Es ist sicherzustellen, dass die verkehrliche Er-
schließung nur über die bestehende Anbindung 
an die St 2271 und nicht über die Anbindung an 
die St 2272 erfolgt. 

 

 

 

 

 

 

Zu verkehrliche Erschließung 

Die Stellungnahme des Staatlichen Bauamtes 
Würzburgs vom 10.01.2013 wurde durch die 
Stellungnahme des Staatlichen Bauamtes Würz-
burgs vom 22.02.2013 wie folgt ergänzt:  

„Das geforderte Verkehrsgutachten muss zum 
Bebauungsplanverfahren nicht beigegeben wer-
den, wenn die zusätzliche Verkehrsbelastung für 
den Knotenpunkt St 2271 / Privatweg geringer 
als zehn Fahrzeugen pro Tag ist. Diese zusätzli-
che Fahrzeugmenge soll in der Begründung auf 
Grundlage des Betriebskonzeptes dargestellt 
werden.“ 

Da die ergänzende Auflage bezüglich des Nach-
weises des nicht erheblich größeren Verkehrs-
aufkommens in der Begründung bereits dargelegt 
wurde, hat sich die Stellungnahme des Staatli-
chen Bauamtes Würzburgs vom 10.01.2013 er-
übrigt. 

 

Da alle Bedingungen des Staatlichen Bauamtes 
Würzburg erfüllt werden, wird davon ausgegan-
gen, dass dem Vorhaben keine Bedenken entge-
genstehen. 

 
Die Zufahrtsstraße befindet sich im Eigentum des 
Freistaates Bayern und steht als öffentliche Ver-
kehrsverbindung nicht zu Verfügung. 

Zur Erschließung der geplanten Lagernutzungen 
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Sicht / Sichtdreieck 

lm Bereich von Zufahrten sind Sichtdreiecke in 
beide Richtungen darzustellen und zu bemaßen. 
Diese sind von allen Einbauten und Bewuchs, 
Ablagerungen und dergleichen freizuhalten, so-
weit dabei eine Höhe von 0,80 m, gemessen von 
der Fahrbahnoberkante der Straße, überschritten 
wird. 

Die Schenkellängen (gemessen vom Fahrbahn-
rand) sind abhängig von der zul. Geschwindigkeit 
entsprechend den Festlegungen der RAS-K-1 
(Richtlinie für die Anlage von Straßen - Teil plan-
gleiche Knotenpunkte). 

Vzul 100 km/h: Schenkellängen 5 m / 200 m 

 

Stellungnahme S32-46220-20372-01 vom 
22.02.2013: 

mit Bezug auf unsere Stellungnahme vom 
10.01.2013 möchten wir folgende Ergänzung 
zum Punkt „Verkehrliche Erschließung" einbrin-
gen: 

Das geforderte Verkehrsgutachten muss zum 
Bebauungsplanverfahren nicht beigegeben wer-
den, wenn die zusätzliche Verkehrsbelastung für 
den Knotenpunkt St 2271 / Privatweg geringer 
als zehn Fahrzeugen pro Tag ist. Diese zusätzli-
che Fahrzeugmenge soll in der Begründung auf 
Grundlage des Betriebskonzeptes dargestellt 
werden. 

Bei einer höheren Verkehrsbelastung gelten die 
Forderungen der Stellungnahme vom 
10.01.2013. 

 

im Bereich der bestehenden Bunkeranlagen wer-
den den zukünftigen Nutzern lediglich Fahrt- und 
Gehrechte auf der vorhandenen Privatstraße von 
der Schwarzacher Straße bis zur Zufahrt zu den 
Bunkeranlagen eingeräumt. Eine Öffnung der 
„Panzerstraße“ für den öffentlichen Verkehr ist 
nicht beabsichtigt und nicht Inhalt des Bebau-
ungsplans (Festsetzung der bestehenden Fahr-
bahn als private Verkehrsfläche). 

 
Zu Sicht / Sichtdreieck 

Das Sichtdreieck im Bereich der Zufahrt wurde 
als zeichnerische und textliche Festsetzung (Ziff. 
10) mit den geforderten Schenkellängen und 
Maßen bereits aufgenommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4. Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg vom 09.07.2014 

Zu dem Vorhaben gaben wir bereits mit Stellung-
nahme vom 04.02.2013 eine Stellungnahme ab, 
die noch immer gültig ist. 

Stellungnahme vom 04.02.2013: 

Zu Flächennutzungsplanänderung und Bebau-
ungsplanentwurf der Stadt Kitzingen nimmt das 
Wasserwirtschaftsamt im Folgenden Stellung: 
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1. Wasserversorgung und Abwasserbeseiti-
gung 

Eine wasserwirtschaftliche Erschließung ist of-
fensichtlich nicht notwendig und auch nicht vor-
gesehen. (Versickerung von Regenwasser siehe 
Pkt. 3) 

2. Oberflächengewässer 

lm Planbereich sind ausschließlich temporär 
wasserführende Gräben vorhanden. Diese Grä-
ben werden, wenn überhaupt, durch die Maß-
nahme nur wenig tangiert. 

Es sind keine Hinweise veranlasst. 

3. Altlasten 

Die betroffene Fläche liegt im Waldgebiet „Klos-
terforst“ nordöstlich von Kitzingen, auf Fl. Nr. 5/7. 
Das Gelände wurde von der US Army als Muniti-
onsdepot genutzt, entsprechende Einrichtungen 
wie Bunker, Trafogebäude und Versorgungsge-
bäude mit unterirdischem Öltank sind noch auf 
dem Gelände vorhanden. 

lm vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird auf 
die Kontaminationsverdachtsflächen KVF 02 
(Trafogebäude), KVF 03 (unterirdischer Öltank), 
KVF 04 (Munitionslager) und KVF 10 (Verkehrs-
flächen) Bezug genommen. Für die genannten 
Flächen ist der Verdacht einer schädlichen Bo-
denveränderung ausgeräumt (WWA-Schreiben 
vom 07 .11 .2010, 09.05.2012 und 09.08.2012 
und dazugehörige Schreiben des Landratsamtes, 
die zumindest in Teilen bereits bekannt sein 
müssten). 

Sollten bislang unbekannte schädliche Boden-
veränderungen und Auffüllungen bei Baumaß-
nahmen festgestellt werden, so sind die KVB und 
das WWA darüber in Kenntnis zu setzen. Belas-
teter Bodenaushub ist entsprechend den Anfor-
derungen zu deklarieren und fachgerecht zu ent-
sorgen. 

Anfallendes Niederschlagswasser soll laut Plä-
nen im Gebiet versickert werden. Diesbezüglich 
wird darauf hingewiesen, dass eine gezielte Ver-
sickerung von Niederschlag nicht über belaste-
tem Boden erfolgen darf. Vor einer Versickerung 
ist festzustellen, dass an der vorgesehenen Stel-
le kein belasteter Boden vorhanden ist. 

4. Zusammenfassung 

Mit den Planentwürfen der Stadt Kitzingen be-
steht grundsätzliches Einverständnis. 

 

 

 

 

Zu 1. und 2. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 3. Altlasten: 

Hinweise zur Behandlung von schädlichen Bo-
denverunreinigungen wurden bereits in der Be-
gründung sowie als textlicher Hinweis aufge-
nommen. 

Durch das Vorhaben wird die naturnahe Regen-
bewirtschaftung nicht verändert. Weiterhin kann 
das Niederschlagswasser wie bisher breitflächig 
im Untergrund versickern. 

Gemäß dem Schreiben des Landratsamtes Kit-
zingen, Fachbereich Bodenschutz und Kampfmit-
tel, vom 04.02.2013 sind i.S. des BBodSchG 
keine Bodenuntersuchungen erforderlich. 

Daher wird davon ausgegangen, dass seitens 
des Wasserwirtschaftsamtes Aschaffenburg kei-
ne Bedenken gegenüber der Bauleitplanung be-
stehen. 



Stadt Kitzingen – VEP „Klosterforst“ und 35. Änderung FNP 
Beteiligung der Behörden (§ 4 Abs. 2) und der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2) - Abwägung 

WEGNER 

STADTPLANUNG 

 

 Seite 14 

Anregung Abwägung 

5. Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, Außenstelle Bamberg – Schloss Seehof,     
Memmelsdorf vom 17.06.2014 

Zur vorgelegten Planung nimmt das Bayerische 
Landesamt für Denkmalpflege, als Träger öffent-
licher Belange, wie folgt Stellung:  

Bodendenkmalpflegerische Belange: 

Wir bitten um die exakte Kartierung des Boden-
denkmals D-6-6227-0043 (Grabhügel vorge-
schichtlicher Zeitstellung) im Südwesten der Pla-
nung (entsprechend beigelegtem Plan). Der Um-
griff ist gegenüber der bisherigen Eintragung in 
den Flächennutzungsplan verändert.  

Ansonsten verweisen wir auf unsere Stellung-
nahme vom 17.1.2013 nach der Belange der 
Bodendenkmalpflege nicht berührt werden.  

Wir weisen jedoch darauf hin, dass eventuell zu 
Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht 
an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege 
oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß 
Art. 8 Abs. 1-2 DSchG unterliegen.  

Art. 8 Abs. 1 DSchG: 

Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, 
dies unverzüglich der Unteren Denkmal-
schutzbehörde oder dem Landesamt für Denk-
malpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet 
sind auch der Eigentümer und der Besitzer des 
Grundstücks sowie der Unternehmer und der 
Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten be-
freit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbei-
ten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund 
eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch 
Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der 
Arbeiten befreit. 

Art. 8 Abs. 2 DSchG:  

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fund-
ort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach 
der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht 
die Untere Denkmalschutzbehörde die Ge-
genstände vorher freigibt oder die Fortsetzung 
der Arbeiten gestattet. 

Überdies weisen wir darauf hin, dass die Zufahrt 
zum Plangebiet nicht von Süden (Bereich des 
Grabhügels) her erfolgen sollte. Wir bitten, ande-
re Möglichkeiten (von Norden) hierfür zu nutzen, 
gleiches gilt für den Anschluss ans Stromnetz. 

 

 

 

 

 

 

 

Die Abgrenzung des Bodendenkmales wird re-
daktionell angepasst. Da sich die Lage des Bo-
dendenkmales geringfügig nach Südosten ver-
schoben hat, sind keine weiteren Festsetzungen 
notwendig. 

Hinweise zum Denkmalschutzgesetzt und Mel-
depflicht wurden bereits in den textlichen Hinwei-
sen sowie in der Begründung aufgenommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

Die Erschließung erfolgt über eine bestehende 
Zufahrt, welche bereits vorhanden ist und nicht 
verändert werden soll. Ein Erschließung von 
Norden wäre mit einem kompletten Neubau einer 
Erschließungsstraße und mit erheblichen Eingrif-
fen in den als FFH-Gebiet und SPA-Gebiet ge-
schützten Wald verbunden und daher natur-
schutzfachlich nicht vertretbar. Zudem befindet 
sich nördlich des Geltungsbereiches eine groß-
räumige Kampfmittelverdachtsfläche. Daher ist 
eine neue Zufahrt von Norden nicht möglich. 

Da die Planung von Photovoltaikanlagen nicht 
weiter verfolgt wird, werden keine neuen An-
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Bau- und kunstdenkmalpflegerische Belange: 

Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege wer-
den, soweit aus den Unterlagen ersichtlich, durch 
die o. g. Planung nicht berührt. 

 

Stellungnahme vom 17,01.2013 

Zur vorgelegten Planung nimmt das Bayerische 
Landesamt für Denkmalpflege, als Träger öffent-
licher Belange, wie folgt Stellung:  

Bodendenkmalpflegerische Belange: 

Der Umgriff des Bodendenkmals ist sachgerecht 
im Plansatz eingetragen. Durch die Planung wer-
den Belange der Bodendenkmalpflege nicht be-
rührt. 

Bau- und kunstdenkmalpflegerische Belange: 

Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege wer-
den, soweit aus den Unterlagen ersichtlich, durch 
die o. g. Planung nicht berührt. 

 

schlüsse an das Stromnetz benötigt. Es wird auf 
die bestehenden Ver- und Entsorgungsleitungen 
des Gebietes zurückgegriffen. Eine Neuplanung 
oder Veränderung der Leitungen ist nicht vorge-
sehen. 
Da einerseits erhebliche öffentliche Belange (Na-
turschutz) einer Erschließung von Norden entge-
genstehen und andererseits aufgrund der Wei-
ternutzung der vorhandenen Erschließungsanla-
gen keine Eingriffe in das Bodendenkmal zu er-
warten sind, und gemäß textlicher Festsetzung 
Nr. 5 Abgrabungen: „Im Bereich des vorhande-
nen Bodendenkmals (Denkmalnummer D-6-
6227-0043 - Grabhügel vorgeschichtlicher Zeit-
stellung) sind Abgrabungen nicht zulässig“ auch 
nicht zulässig sind, werden die Belange des 
Denkmalschutzes bereits hinreichend berück-
sichtigt.  

 

 

6. Regierung von Oberfranken, Bergamt Nordbayern, Bayreuth, vom 25.06.2014 

Die Regierung von Oberfranken – Bergamt 
Nordbayern – verweist auf die hiesige Stellung-
nahme vom 23.01.2013 Az. 26-3851.kt32-I/1-
4541/12. Diese bleibt aufrechterhalten. 

Stellungnahme vom 23.01.2013: 

nach den hier vorliegenden Unterlagen werden 
durch o.g. Vorhaben keine derzeit von der Regie-
rung von Oberfranken - Bergamt Nordbayern - 
wahrzunehmenden Aufgaben berührt. 

lm Bereich der Stadt Kitzingen ging früher reger 
Kalksteinbergbau um. Das Vorhandensein hier 
nichtrisskundiger Grubenbaue kann nicht ausge-
schlossen werden. Sie werden gebeten, beim 
Baugrubenaushub auf Anzeichen alten Bergbaus 

 

 

 

 

 

 

 

Das Vorhaben sieht lediglich eine Wiedernutzung 
bereits bestehender Bunkeranlagen für zivile 
Zwecke vor. Erdarbeiten oder Geländemodellie-
rung sind nicht vorgesehen. Hinweise bezüglich 
des ehemaligen Kalksteinbergbaus sowie das 
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(2.8. altes Grubenholz, künstl. Hohlräume etc.) 
zu achten, um dies bei der Bauausführung be-
rücksichtigen zu können. 

Des Weiteren wird das geplante Vorhaben von 
dem Bewilligungsfeld "Kitzingen" zur Gewinnung 
von Steinsalz und Sole des Freistaates Bayern 
überdeckt. 

 

mögliche Vorkommen nicht risskundiger Gruben-
bauten wurden bereits als textlicher Hinweis im 
Plan und in der Begründung aufgenommen. 

Weiterhin sind aufgrund der sehr massiven Bau-
weise der Bunkeranlagen Beschädigungen der 
Bauwerke durch Setzungen des Untergrundes 
unwahrscheinlich. 

Damit werden die Hinweise des Bergamtes 
Nordbayern berücksichtigt. 

 

7. Licht-, Kraft- und Wasserwerke Kitzingen, vom 17.06.2014 

Seitens der Licht-, Kraft- und Wasserwerke Kit-
zingen GmbH werden keine Bedenken gegen 
den oben genannten Bebauungsplan V.100 und 
der Änderung des Flächennutzungsplanes Nr. 35 
vorgebracht. 

Folgende Anmerkungen sind bei der Umsetzung 
des Verfahrens zu beachten: 

- Die öffentlichen Strom-, Erdgas- und Trink-
wassernetze enden zur Zeit an den jeweili-
gen Endpunkten unseres bestehenden Ver-
sorgungsnetzes (Am Giltholz, Am Drei-
stock). 

- Die einschlägigen Vorgaben und Vorschrif-
ten des VDE sowie die DVGW-Arbeitsblätter 
sind zu beachten und anzuwenden. 

 

 

 
 

 

- Eine Bereitstellung von Löschwasser 
(Grundschutz) für das Gebiet ,,Klosterforst" 
durch das öffentliche Trinkwassernetz nach 
dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 ist auf Grund 
der Gegebenheiten nicht möglich. 

 

 

 

 

 

 

Das Vorhaben sieht im Wesentlichen eine zivile 
Wiedernutzung der ehemaligen Bunkeranlagen 
als Lagerflächen vor. Da keine Aufenthaltsräume 
für Personal vorgesehen sind, ist eine Anbindung 
an das öffentliche Strom-, Erdgas- und Trinkwas-
sernetz nicht erforderlich. 

Textliche Hinweise bezüglich der Beachtung der 
DVGW-Arbeitsblätter wurden bereits gegeben. 
Weitere Hinweise zu Vorschriften sind nicht er-
forderlich, da innerhalb des Geltungsbereiches 
keine weiteren Leitungen verlaufen. 

Vorgaben und Vorschriften des VDE betreffen 
Bau- und Erschließungsarbeiten, jedoch nicht die 
Bauleitplanung. Daher wird auf einen entspre-
chenden Hinweis verzichtet. 

Eine Bereitstellung von Löschwasser durch das 
öffentliche Trinkwassernetz ist nicht erforderlich. 
Die im Gebiet vorhandene Zisterne mit 300 m³ 
Löschwasser und Nachfüllöffnung für Grundwas-
ser ist für die Löschwasserversorgung des Ge-
bietes ausreichend bemessen. 

8. Deutsche Telekom Technik GmbH, Würzburg, vom 25.06.2014 

Zur 35. Änderung des Flächennutzungsplanes 
und des vorhabenbezogenen Bebauungsplan V. 
100 „Klosterforst“ haben wir bereits mit Schreiben 
vom 17.01.2013 Stellung genommen. 

Diese Stellungnahme gilt unverändert weiter. 

 

Stellungnahme vom 17.01.2014: 

Zu der Änderung des Flächennutzungsplanes 
und dem Bebauungsplan nehmen wir wie folgt 
Stellung: 

Der Hinweis, dass seitens der Deutschen Tele-
kom Technik GmbH gegen das Vorhaben keine 
Einwände bestehen, wird zur Kenntnis genom-
men. 

Die vorhandenen Telekommunikationslinien der 
Telekom betreffen lediglich den Anschluss der 
privaten Liegenschaft. Mögliche Auswirkungen 
bei Beschädigung auf Dritte sind damit ausge-
schlossen. Der Hinweis der Deutschen Telekom 
Technik GmbH wird zur Kenntnis genommen. 
Von einem textlichen Hinweis in Plan oder Be-
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Gegen die 35. Änderung des Flächennutzungs-
planes und dem vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan V.100 ,,Klosterforst" der Stadt Kitzingen 
bestehen unsererseits keine Einwände. 

lm Planbereich befindet sich eine Telekommuni-
kationslinien der Telekom (Anbindung Wach-
haus). 

Auf die vorhandene, dem öffentlichen Telekom-
munikationsverkehr dienenden Telekommunika-
tionslinie, ist bei lhren Planungen grundsätzlich 
Rücksicht zu nehmen. 

Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu 
beachten. 

 

gründung wird aufgrund obiger Punkte abgese-
hen.  

9. FFW Kitzingen, Herr Feuerwehrkommandant Scherer, Kitzingen vom 04.07.2014 

Zu o.g. Bebauungsplan sind aus Sicht des ab-
wehrenden Brandschutzes folgende Anmerkun-
gen aufgeführt. 

1. Vorbemerkung 

Diese Stellungnahme bezieht sich ausschließlich 
auf die Belange des abwehrenden Brandschut-
zes. Sie enthält Festlegungen und Empfehlungen 
für einen evtl. notwendigen Feuerwehreinsatz, 
um diesen vorzubereiten und die Voraussetzun-
gen für einen möglichst effektiven Einsatz zu 
schaffen. 

2. Anmerkungen 

a) Es muss der Feuerwehr ermöglicht werden 
jederzeit bei einem Notfall auf das Gelände zu 
gelangen. Z. B. durch ein ständig anwesendes 
Wachpersonal oder Schlüsseldepot mit der 
Schließung „Kitzingen“ (Brandmeldeanlage). 
 

b) Die Fahrstraßen auf dem Gelände müssen für 
Feuerwehrfahrzeuge mit einer Achslast von 10 
Tonnen sichergestellt sein. Sie müssen darüber 
hinaus von Fahrzeugen, die eine Länge von 10 
m, eine Breite von 2,5 m und einen Wendekreis-
durchmesser von 18,5 m haben, befahren wer-
den können. DIN 14090 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 2.a) 

Die Zugänglichkeit des Geländes durch die Feu-
erwehr wird durch Vereinbarung im Durchfüh-
rungsvertrag sichergestellt. 
 

 

Zu 2.b) 

Aufgrund der ehemaligen militärischen Nutzung 
der Bunkeranlagen, u.a. auch als Munitionsde-
pot, ist davon auszugehen, dass die internen 
Straßen für Fahrzeuge mit einer Achslast von 
10 t, einer Länge von 10 m sowie einer Breite 
von 2,5 m befahrbar sind. Da keine Veränderun-
gen der Zufahrts- und Erschließungsstraßen 
vorgesehen sind, ist die Befahrung der Straßen 
auf dem Gelände durch Einsatzfahrzeuge aus 
technischen Gründen möglich. Aufgrund der 
schleifenförmigen Straßenführung ist ein Wenden 
von Einsatzfahrzeugen nicht erforderlich. Durch 
die Straßenführung ist sichergestellt, dass alle 
bestehenden und geplanten Hauptanlagen direkt 
angefahren können, bzw. maximal 50 m von 
einer Erschließungsstraße entfernt sind. 
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c) Werden Stichstraßen oder -wege mit mehr als 
50 m Länge angelegt, ist an deren Ende ein 
Wendeplatz anzulegen. Der festzulegende Wen-
dekreisdurchmesser beträgt ebenfalls 18,5 m. 
DIN 14090 

 
d) Die auf dem Gelände befindliche Löschwass-
erzisterne ist nach DIN 14230 auszurüsten. Die 
Füllmenge von 300 m³ Wasser ist zu bestätigen. 

 

 

e) Bei Lagerung von wassergefährdeten Stoffen 
sind Vorkehrungen zu treffen, welche verhindern, 
dass bei einem Brand kontaminiertes Löschwas-
ser in das Erdreich gelangt (Löschwasserrückhal-
tung). 
 
 
 
 
 

f) Explosivstoffe sind in einem ausreichenden 
Sicherheitsabstand zur Löschwasserzisterne 
einzulagern, um anrückende Einsatzkräfte nicht 
zu gefährden. 

 

 

 

g) Für das Objekt ist ein Einsatzplan nach DIN 
14095 3-fach zu erstellen. 

 

Zu 2.c) 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine 
Änderung oder Ergänzung der Erschließung 
durch Stichstraßen o.ä. ist nicht vorgesehen und 
auch nicht vom Bebauungsplan erfasst. 

 
Zu 2.d) 

Der Nachweis der Füllmenge der Löschwass-
erzisterne sowie der Ausrüstung der Löschwass-
erzisterne nach DIN 14230 werden durch Verein-
barung im Durchführungsvertrag sichergestellt. 

 
Zu 2.e) 

Es wird folgender textlicher Hinweis aufgenom-
men:  

„Bei der Einlagerung wassergefährdender Stoffe 
ist der Nachweis von Vorkehrungen zur Lösch-
wasserrückhaltung im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens einzureichen.“ 

 
Zu 2.f) 

Die Überprüfung des Sicherheitsabstandes ist im 
Einzelfall, je nach Art und Menge der Explosiv-
stoffe, zu betrachten und erfolgt im Genehmi-
gungsverfahren. Ggf. können dann Bunkeranla-
gen in unmittelbarer Nähe zur Löschwasserzis-
terne nicht für die Lagerung genutzt werden. 

 
Zu 2.g)  

Die Ausfertigung eines Einsatzplanes nach DIN 
14095 in 3-facher Ausfertigung muss bis zum 
Zeitpunkt der erstmaligen Nutzungsaufnahme 
dem Bauaufsichtsamt Kitzingen vorliegen und ist 
nicht Bestandteil der Bauleitplanung.  

 

10. Landesbund für Vogelschutz, Bezirksstelle Unterfranken, Veitshöchheim vom 01.07.2014 

Wir bedanken uns für die Beteiligung am obig 
dargestellten Planungsvorhaben als anerkannter 
Naturschutzverband und beziehen hierzu wie 
folgt Stellung: 
 

1. saP Punkt 4.1.2 Tierarten nach Anhang IV 
der FFH-Richtlinie: Grundsätze 

Der vorgelegten saP ist auf S.7 zu entnehmen: 

„Tierarten nach Anhang IV der FFH-RL sind für 
das Plangebiet nicht nachgewiesen. Vorkommen 
sind aufgrund der Biotopausstattung jedoch mög-
lich. Auch Überflug- und Nahrungsgäste sind 
nicht auszuschließen. Folgende Ar-
ten/Artengruppen werden für das Planungsvor-

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Zur Klarstellung werden die textlichen Formulie-
rungen in Kap. 4.2.1 der saP wie folgt redaktio-
nell berichtigt.  
 
zu 1. saP Punkt 4.1.2 Tierarten nach Anhang 
IV der FFH-Richtlinie: Grundsätze 
Seite 7, Kap. 4.1.2, 5. Absatz: Tierarten nach 
Anhang IV der FFH-RL sind im Klosterforst in-
nerhalb des FFH-Gebiet „Sandgebiete bei 
Schwarzach, Klein- und Großlangheim“ insge-
samt erfasst. Vorkommen innerhalb des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans sind nicht 
nachgewiesen, jedoch aufgrund der Biotopaus-
stattung möglich.  Insbesondere die Nutzung  
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haben als relevant eingestuft und hier ohne de-
taillierte Erhebung - im Sinne einer worst-case-
Betrachtung - einer Prüfung unterzogen. Fleder-
mausarten (Abendsegler, Braunes Langohr. 
Bechstein-, Fransen-, Mops-, Rauhautfleder-
maus, Großes Mausohr) sind für den Klosterforst 
gemäß Arten- und Biotopschutzprogramm nach-
gewiesen. Lokale Populationen sind nicht be-
kannt. " 

Hier ist eine Berichtigung erforderlich. Der Wider-
spruch ergibt sich bereits in der obigen Darstel-
lung da ausgeführt wird, es seien für das Plange-
biet keine Anhang IV Arten der FFH-Richtlinie 
nachgewiesen und im folgenden Absatz auf die 
Nachweise des Klosterforts verwiesen wird. Für 
die Betrachtung der Verbotstatbestände ist zu-
nächst festzuhalten, dass die erfassten Fleder-
mäuse alle unter den Anhang IV fallen analog 
verhält es sich mit den Anhang IV Amphibienar-
ten, dementsprechend sind für das Plangebiet 
Nachweise vorhanden. Ob dann Verbotstatbe-
stände hinsichtlich der Fortpflanzungsstätten 
auftreten oder eine erhebliche Störung der Lo-
kalpopulation ist dann artspezifisch oder über 
Gruppen im Detail hinsichtlich der bau-, anlage- 
und betriebsbedingten Auswirkungen zu ermit-
teln. Wir gehen hier von einem redaktionellen 
Fehler aus. 

2. saP Punkt 4.1.2 Tierarten nach Anhang IV 
der FFH-Richtlinie: Amphibien 

Der vorgelegten saP ist auf 5.7 zu entnehmen: 

„Im Umfeld des Bebauungsplans sind entlang 
von besonnten Grabenböschungen geeignete 
Strukturen für Zauneidechse und Schlingnatter 
(Wegränder, Ranken, Raine) vorhanden. Die im 
nahen Umfeld des Plangebiets gelegenen Wald-
weiher und Tümpel im Klosterforstmit nachge-
wiesenen Vorkommen von Amphibien (Gelb-
bauchunke, Kreuzkröte, Knoblauchkröte, Laub-
frosch und Springfrosch), die über ein Graben-
system mit dem Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes vernetzt sind, machen ein Vorkom-
men von Amphibien im Plangebiet wahrschein-
lich. Lokale Populationen sind jedoch nicht be-
kannt." Die Größe der Population und die Bewer-
tung des Erhaltungszustandes sind gegebenen-
falls nicht bekannt. Im Rahmen einer worst-case 
Betrachtung ist zudem immer von einem ungüns-
tigen Erhaltungszustand auszugehen. 

Auch hier ist eine Berichtigung erforderlich. 

3. saP Punkt 4.1.2 Tierarten nach Anhang IV 
der FFH-Richtlinie: Fledermäuse 

Der vorgelegten saP ist auf S. 7 zu entnehmen 

„Fledermausarten (Abendsegler, Braunes Lang-
ohr, Bechstein-, Fransen-, Mops-, Rauhautfle-

zum Überflug und als Nahrungshabitat ist nicht 
auszuschließen. (…) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
zu 2. saP Punkt 4.1.2 Tierarten nach Anhang 
IV der FFH-Richtlinie: Amphibien 

Seite 7, Kap. 4.1.2, 8. Absatz: (…) Die Größe 
und der Erhaltungszustand der lokalen Populati-
on sind nicht bekannt. Daher ist von einem un-
günstigen/unzureichenden bzw. ungünstigen bis 
schlechten Erhaltungszustand (Gelbbauchunke, 
vgl. Erhaltungszustand in der kontinentalen bio-
geografischen Region Deutschlands) auszuge-
hen. Lediglich den Springfrosch wird der Erhal-
tungszustand in der kontinentalen biografischen 
Region als günstig bewertet.  

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 3. saP Punkt 4.1.2 Tierarten nach Anhang 
IV der FFH-Richtlinie: Fledermäuse 

Seite 7, Kap. 4.1.2, 6. Absatz: (…) Die Größe 
und der Erhaltungszustand der lokalen Populati-
on sind nicht bekannt. Der Erhaltungszustand für 
Fledermäuse auf der Ebene der kontinentalen 
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dermaus, Großes Mausohr) sind für den Kloster-
forst gemäß Arten- und Biotopschutzprogramm 
nachgewiesen. Lokale Populationen sind nicht 
bekannt." 

Auch hier handelt es sich um einen Fehler in der 
Interpretation. Wenn Fledermäuse nachgewiesen 
worden sind, handelt es sich immer um Lokalpo-
pulationen. Die Größe der Population und die 
Bewertung des Erhaltungszustandes sind gege-
benenfalls nicht bekannt. Im Rahmen einer 
worst-case Betrachtung ist zudem immer von 
einem ungünstigen Erhaltungszustand auszuge-
hen. 

Vorkommende, nachgewiesene Fledermausarten 
(Abendsegler, Braunes Langohr, Bechstein-, 
Fransen-, Rauhautfledermaus, Großes Mausohr). 

Lokale Population: 

Die Arten kommen nach Angaben des ABSP Lkr. 
Kitzingen im Klosterforst sowie in der nahegele-
genen Mainaue vor. Eine Fortpflanzungsgemein-
schaft mit mehreren Wochenstubenquartieren 
wird als lokale Population betrachtet; im Umfeld 
des Plangebiets ist das Vorkommen von Wo-
chenstuben möglich. 

 

Des Weiteren ist der Klosterforst noch recht dun-
kel und nicht künstlich beleuchtet. Wenn die La-
ger nun beleuchtet (betriebsbedingte Auswirkun-
gen) werden, ist mit einem Rückgang der Popula-
tionen an nachtaktiven lnsekten zu rechnen, 
durch die Sogwirkung künstlicher Beleuchtung. 
Die geforderte insektenfreundliche Beleuchtung 
muss unseres Erachtens als Vermeidungsmaß-
nahme definiert sein und verbindlich exakt fest-
gesetzt werden: Lampen ohne Blauanteil son-
dern gelbes/oranges Licht, keine durchgehende 
Beleuchtung, eventuelle Bewegungsmelder ent-
sprechend einstellen. Insektenfreundliche Lam-
pentypen und Lichtfarben können durch LBV 
vorgeschlagen werden. 

 

Der LBV erhebt unter der Vorgabe, dass die 
Bunkeranlage bisher hermetisch durch schwere 
Türen abgeriegelt war und keine Winterquartiere 
für Fledermäuse vorhanden sein können, keine 
weiteren Einwände. 

 

biogeographischen Region Deutschlands wird 
überwiegend als ungünstig-unzureichend bewer-
tet. Für die hier relevanten Arten Großes Maus-
ohr und Fransenfledermaus wird ein günstiger 
Erhaltungszustand konstatiert. (…) 

Eine inhaltliche Neubewertung des Planungs-
vorhabens und seiner Auswirkungen hinsichtlich 
artenschutzrechtlicher Belange sowie Änderun-
gen in Planzeichnung oder textlichen Festset-
zungen ergeben sich daraus nicht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
Die Verwendung insektenfreundlicher Leuchtmit-
tel ist in Ziff. 8.2.5 bereits textlich festgesetzt. 
Darüber hinaus ist die Beleuchtung auf das für 
die Nutzung erforderliche Maß zu beschränken; 
somit wird den Anregungen hinreichend Rech-
nung getragen.  

Im Übrigen ist eine ständige Beleuchtung des 
Areals nicht beabsichtigt und eine zusätzliche 
Beleuchtung über den Bestand hinaus (Beleuch-
tung im Zufahrtsbereich nur in Verbindung mit 
Bewegungsmeldern) nicht vorgesehen. Zusätzli-
che Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten. 

 

 
Aufgrund der wirksamen Abgeschlossenheit der 
Bunkerräume in der Vergangenheit können Fle-
dermausquartiere dort ausgeschlossen werden.  

Planänderungen bzw. Änderungen der textlichen 
Festsetzungen (8.2 Artenschutz) sind nicht erfor-
derlich. 

11. Bund Naturschutz in Bayern e.V., Kreisverband Kitzingen vom 11.07.2014 

Der BUND Naturschutz in Bayern e.V. Kreisver-
band Kitzingen, bedankt sich für die Beteiligung 
an oben näher bezeichnetem Verfahren und äu-
ßert sich namens des Landesverbandes folgen-
dermaßen: 
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Gegenstand der Äußerung ist die Beplanung des 
ehemaligen Munitionsdepots im Klosterforst auf 
FINr. 5n und die geplante Zufahrt von der Staats-
straße über die ehemalige "Panzerstraße" FINr. 
5/8. Die Erschließung der ConneKT Osteinfahrt, 
ist dabei auch über die Panzerstraße geplant: 
 
 
Das vorgesehene Baugelände liegt inmitten des 
FFH-Gebietes Nr. 6227-371.02, "Sandgebiet bei 
Schwarzach, Klein- und Großlangheim", unter 
anderen mit den betroffenen Lebensraumtypen 
trockener, kalkreicher Sandrasen und Pfeifen-
graswiesen auf kalkreichem Boden und mit zahl-
reichen Amphibiengewässern. Weiterhin sind die 
Interessen des SPA-Gebietes Nr. 6227-471.09, 
"südliches Steigerwaldvorland", berührt. Die bei-
den Natura 2000-Gebiete überlagern sich im 
Vorhabengebiet vollständig. 
 
Sofern die notwendige FFH-Vorprüfung die er-
hebliche Beeinträchtigung der Erhaltungs- und 
Schutzziele der Natura 2000-Gebiete, ihrer Le-
bensräume und ihres Arteninventars auch im 
Umfeld des Planungsvorhabens nicht ausschlie-
ßen kann, wird eine umfassende Untersuchung 
(FFH-Verträglichkeitsuntersuchung/-studie) er-
forderlich. Die Voraussetzungen hierfür sieht der 
BN als gegeben an. 
 
Im Hinblick auf die geplante Zufahrtstraße (ehe-
malige "Panzerstraße, FINr. 5/8) sind insbeson-
dere die zahlreichen Feuchtflächen links und 
rechts der Straße von Relevanz. Auf diesem 
beplanten Gelände sind zahlreiche europarecht-
lich geschützte Amphibien- und Säugetierarten 
vorhanden, welche bei Tag und Nacht die Pan-
zerstraße queren. Ich denke hier vornehmlich an 
die Kreuzkröte, Laubfrosch und Springfrosch, 
neben Ringelnatter, Blindschleiche, Eidechse 
und Schlingnatter.  
 
In eine FFH-Vorprüfung, sowie die notwendige 
artenschutzrechtliche Prüfung ist demzufolge 
diese Zufahrt und deren Umgriff mit einzubezie-
hen! Hier gibt es ausreichende Hinweise, dass 
die "Panzerstraße" von europarechtlich geschütz-
ten Tierarten ganzjährig gekreuzt werden und 
durch das Verkehrsgeschehen Gefahr laufen 
getötet zu werden. CEF-Maßnahmen und wirk-
same Schutzmaßnahmen für die aufgezeigten 
Artengruppen sind vorzusehen. 
 
Um dem Schutzstatus von streng und europa-
rechtlich geschützten Tierarten gerecht zu wer-
den ist neben einer saP über das ges. BV und 
seinem Umgriff eine FFH-Verträglichkeitsstudie 
über dieses FFH-Gebiet anzufertigen! 
 

Die Querverbindung durch den Klosterforst (so-
genannte Panzerstraße) zwischen den Staats-
straßen St 2271 (Zufahrt Vorhaben „Klosterforst“) 
und St 2272 (ConneKT Osteinfahrt) befindet sich 
im Eigentum des Freistaates Bayern und steht 
als öffentliche Verkehrsverbindung nicht zu Ver-
fügung. 
 
Eine FFH-Verträglichkeitsvorprüfung wurde für 
den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr: V. 
100 „Klosterforst“ durchgeführt mit dem Ergebnis, 
dass erhebliche Beeinträchtigungen der Erhal-
tungs- und Schutzziele der Schutzgebiete nicht 
prognostiziert werden. 
 
Auch wurde eine spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung erstellt, mit dem gutachterlichen Fazit, 
dass Verletzungen artenschutzrechtlicher Verbo-
te ausgeschlossen werden können. (vgl. auch  
Abwägung zur Stellungnahme LBV). 
 
Beide Fachbeiträge lagen dem Bebauungsplan 
bereits zur Vorentwurfs- und Entwurfsfassung als 
Anlage bei. 
 
 
 
 
 
 
Zur Erschließung der geplanten Lagernutzungen 
im Bereich der bestehenden Bunkeranlagen wer-
den den zukünftigen Nutzern lediglich Fahrt- und 
Gehrechte auf der vorhandenen Privatstraße von 
der Schwarzacher Straße bis zur Zufahrt zu den 
Bunkeranlagen eingeräumt. Eine Öffnung der 
„Panzerstraße“ für den öffentlichen Verkehr ist 
nicht beabsichtigt und nicht Inhalt des Bebau-
ungsplans (Festsetzung der bestehenden Fahr-
bahn als private Verkehrsfläche). 

Ein Ausbau der Zufahrtstraße ist für die geplante 
Lagernutzung nicht erforderlich und nicht vorge-
sehen; im Bebauungsplan ist lediglich die beste-
hende Fahrbahn als private Verkehrsfläche fest-
gesetzt und mit einem Fahr- und Gehrecht be-
legt. Zudem obliegen bauliche Maßnahmen an 
der Zufahrtsstraße dem Eigentümer der Straße 
und sind nicht Regelungsinhalt des Vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans. 

Demnach können zusätzliche bau- und anlage-
bedingte Zerschneidungswirkungen zwischen 
Lebensraumkomplexen beidseits der Fahrbahn 
ausgeschlossen werden. 

Mit der Beschränkung der zulässigen Nutzung 
auf die Lagernutzungen in den bestehenden 
Bunkeranlagen ohne Publikumsverkehr ist die 
angenommene betriebsbedingte Erhöhung des 
Verkehrsaufkommens von weniger als 10 Fahr-
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Die Altbäume, mit ihren Totholzstrukturen und 
Baumhöhlen sind als Lebensraum für Vögel und 
Säugetiere unbedingt zu belassen. 
Auf die Erhaltung und gezielte Förderung des 
Gebietes als Lebensraum und Nahrungsbiotop 
für Arten des Waldes und Feuchtlebensräume ist 
insbesondere bei dem Umbau der Anlage und zu 
achten und wirksam auch in Zukunft zu überwa-
chen. Für den Ersatz und Ausgleich unvermeid-
barer Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes 
sind vor allem Maßnahmen zugunsten der Fle-
dermauspopulationen geeignete Ausgleichs- und 
Ergänzungsmaßnahmen durchzuführen.  
 
 

Der BUND Naturschutz in Bayern e.V. hat im 
Grundsätzlichen keine Einwände zum BV, muss 
aber auf einer FFH-Verträglichkeitsstudie und 
einer saP über das ges. SV, die ehemalige "Pan-
zerstraße" und deren Umgriffen bestehen. Ein 
Einverständnis des SN zu diesem SV und zur 35. 
Änderung des Flächennutzungsplanes kann erst 
nach Vorliegen dieser saP erwartet werden. 

zeugen pro Tag als realistisch zu bewerten. 

Auf der Basis der aktuellen Rechtsprechung er-
fasst das Tötungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG verkehrsbedingte Tierverluste infolge 
von Straßenbaumaßnahmen, wenn sich das 
Kollisionsrisiko für Exemplare betroffener Arten 
(hier Amphibien) in signifikanter Weise erhöht. 
Umstände, die für die Beurteilung der Signifikanz 
eine Rolle spielen, sind z.B. spezifische Verhal-
tensweisen der Arten und eine häufige Frequen-
tierung des durchschnittenen Raums.  

Insofern ist durch die nur geringfügige Zunahme 
des Verkehrs auf der bisher auch nur gering fre-
quentierten Privatstraße für die dort nicht regel-
mäßig sondern nur zu bestimmten Jahreszeiten 
wandernden und ggf. querenden Amphibien eine 
signifikante Erhöhung des verkehrsbedingten 
Tötungsrisikos durch max.10 zusätzliche Fahr-
zeuge am Tag nicht nachvollziehbar zu begrün-
den.  

Der Waldbestand ist als Fläche für Wald nach § 9 
Abs. 1 Nr. 18 b BauGB festgesetzt und unterliegt 
damit waldrechtlichen Regelungen.  

Bauliche Eingriffe und Rodungen in den festge-
setzten Waldflächen sind unzulässig und nicht 
beabsichtigt; der Erhalt des Waldbestandes ist 
mit Ziff. 6 der textlichen Festsetzungen verbind-
lich verankert; er ist fachgerecht zu unterhalten 
und zu bewirtschaften. Dies beinhaltet die Be-
rücksichtigung sowohl waldwirtschaftlicher als 
auch naturschutzfachlicher Vorgaben einschließ-
lich fachlicher Standards der Waldpflege, wie z.B. 
den Erhalt von Höhlen- und Biotopbäumen. 

 

saP und FFH-Verträglichkeitsvorprüfung liegen 
vor. Die Notwendigkeit  eine Erweiterung der 
FFH-VP sowie der saP zum Vorhaben um die 
ehemalige „Panzerstraße“ ist nicht angezeigt, da 
bauliche Maßnahmen dort nicht vorgesehen und 
das Kollisionsrisiko aufgrund geringer Verkehrs-
belastung nicht signifikant erhöht ist und dem-
nach FFH- Arten- und Lebensraumtypen nicht 
erheblich beeinträchtigt sind. 

 

 
 
 
B Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit fand durch Auslage der Planung vom 10.06.2014 bis 11.07.2014 im 
Stadtbauamt der Stadt Kitzingen statt. Es gingen keine Anregungen der Öffentlichkeit ein. 

 

 
Veitshöchheim, 16.07.2014 
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